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Sorget euch nicht!

Liebe Leserinnen und Leser

Vor mir liegt das CS-Sorgenbarometer. Es zeigt auf, was die Menschen in der 
Schweiz bewegt. Oben auf der Rangliste stehen "die üblichen Verdächtigen" AHV/
Altersvorsorge, Gesundheit/Krankenkassen, Ausländer/innen, Klimawandel und 
die Arbeitslosigkeit. Etwas weiter hinten lese ich, dass die Befragten über alle Par-
teien hinweg, Lösungen in diesen Bereichen von der Politik erwarten würden. Wor-
te wie Reformstau, mangelnde Kompromissfähigkeit und unerfüllte Erwartungen 
sind da zu lesen. Ich kann dies verstehen. Genau dafür wäre eigentlich die Politik 
auf nationaler, kantonaler und kommunaler Ebene da. Und so verwundert es auch 
nicht, dass das Vertrauen in die Politik sinkt. Hier sind auch wir als EVP gefordert, 
unseren Beitrag zu leisten.
Auch ich mache mir Sorgen in diesem Bereich. Sei es nun auf nationaler Ebene oder 
in unserem Kanton. Aktuell scheinen in Appenzell Ausserrhoden alle wesentlichen 
Entscheidungen von der Verfassungsrevision abzuhängen. Damit haben auch wir 
unseren Reformstau.

Aber nicht nur das bewegt mich. Wir stehen in diesem Jahr als Partei, aber auch als 
Christen und in den Kirchen vor Entscheidungen, welche das Potenzial zur Spaltung 
haben. Diese werfen bereits jetzt ihre Schatten voraus. Da werden Mails geschrie-
ben, es wird gepostet und nicht immer treffen Absender auf allen Seiten die Tonla-
ge. Es beschäftigt mich, dass Aussagen  vorschnell entweder als unchristlich oder 
fundamentalistisch bezeichnet werden und der eigene Standpunkt als der einzig 
richtige betrachtet wird. 
Ja, es braucht die Auseinandersetzung, aber bitte mit offenem Visier und "von 
Angesicht zu Angesicht". Dies alles bitte mit Anstand und gegenseitigem Respekt, 
ohne dem anderen wegen seiner Position gleich das Christsein abzusprechen oder 
ihn zu beleidigen. Anonyme Schreiben und verletzende  Social-Media-Kommenta-
re sind schlicht und ergreifend fehl am Platz. 
Als Politische Partei müssen wir Lösungen für gesellschaftliche Fragestellungen fin-
den. Angesichts der Herausforderungen auf dem CS-Sorgenbarometer verlieren die 
Themen, die uns aktuell aufwühlen und zu entzweien drohen, ziemlich an Bedeu-
tung. 
Die Schweizer Bevölkerung erwartet Lösungen für die drängenden Probleme. 
Behalten wir also als Partei und als Einzelpersonen die Flughöhe. Beschäftigen wir 
uns mit den Themen, welche die Menschen wirklich beschäftigen. Denn damit tra-
gen wir dazu bei, dass sich Menschen weniger Sorgen machen. Dass wir dies nicht 
alleine tun müssen, sondern uns auf Gott verlassen dürfen, hilft, diese Arbeit befreit 
zu tun. Ich wünsche uns allen, dass wir unsere Sorgen tagtäglich abgeben können.
In diesem Sinn allen ein sorgenfreies und gesegnetes neues Jahr.

Mathias Steinhauer, Präsident EVP AR

Wenn der Name nicht Programm ist

Die CVP diskutiert ernsthaft, das C im Par-
teikürzel zu archivieren. Ein M stattdessen 
für Mitte kommt wegen der orangen Farbe 
wohl weniger in Frage. Alles eigentlich legi-
tim, nur die Begründung ist bedenklich. Das 
Christliche wird als konservativ, altbacken 
bis  fundamentalistisch provokativ bezeich-
net. Da ist etwas grundlegend schief gelau-
fen in der "Markenpflege". An Christus liegt 
es gewiss nicht. Und derzeit brillieren sei-
ne Anhänger auch nicht gerade mit über-
zeugender Einigkeit. Da war es vielleicht ein 
schlauer Entscheid der EDU,  ihr Herzensan-
liegen nicht im Namen zu vermarkten. Wenn 
die CVP ihr C sozusagen aufgibt, bestehen in 
ferner Zukunft vielleicht Chancen, dass sich 
bekennende Christen in der Politik zusam-
menraufen und in einer gemeinsamen Par-
tei dieses C wiederbeleben. So dies dann 
noch erlaubt ist.
Da finde ich es ein tolles Stück, dass sich jun-
ge Politiker unterschiedlicher Parteien in 
Bern in einer WG zusammen tun. Es ist ein 
Zeugnis, dass die gleiche politische Ansicht 
nicht eine  Voraussetzung ist, um sich zu ver-
stehen. Vielleicht wirkt auch die "Blase" der 
"jungen Auserwählten" verbindender als 
das Trennende in den politischen Fragen.
Hoffen wir, dass  alle sich zu Jesus beken-
nenden Politiker von rechts bis links, eben-
so eine grundsätzlich tiefe Verbundenheit 
zum Ausdruck  bringen, trotz unterschiedli-
cher Gewichtung  politischer Fragen.

aus der Redaktion,  Egon Graf
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Bedroht das Antidiskriminierungs-
gesetz die freie Meinungsäusserung 
und die biblische Verkündigung?

Die er weiter te Anti-Rassismus-
Strafnorm soll, so ihre Befürworter, 
Homo- und Bisexuelle vor Hass und 
Diskriminierung schützen. Die Geg-
ner befürchten Zensur und sorgen 
sich um die Meinungsäusserungsfrei-
heit.
Sie ergriffen das Referendum gegen 
das Gesetz, das deshalb am 9.Febru-
ar vors Volk kommt. Die Delegierten 
der EVP Schweiz diskutierten in Wein-
felden intensiv und ernsthaft das Pro 
und Contra - am Ende fiel der Paro-
lenentscheid derart knapp aus, dass 
sie mit grossem Mehr Stimmfreigabe 
erteilten.

Was spricht für diese Erweiterung?

1. Aufruf zu Hass und Diskriminierung 
ist ein Verstoss gegen Menschenrech-
te und keine freie Meinungsäusse-
rung.
2. Die Erweiterung schliesst eine 
Gesetzeslücke.
3. Die Anti-Rassismus-Strafnorm 
schützt Gruppen vor Diskriminierung
und Hass, (Christen inklusive ?), lässt 
aber Platz für Diskussion und freie 
Meinungsäusserung.
4. Die bisherige Rechtsprechung
ist zurückhaltend.

Was spricht dagegen?

1. Zahlreiche Handlungen können 
bereits heute geahndet werden. Die
Strafbestimmungen reichen aus.
2. Die kritische Auseinandersetzung
mit sexuellen Neigungen muss mög-
lich bleiben. Strafandrohung führt zu 
Selbstzensur.
3. Die Handels- und Gewerbefreiheit 
wird eingeschränkt, weil man nie-
mandem eine allgemeine Dienst-
leistung verwehren darf wegen z.B. 
seiner/ihrer sexuellen Neigung.
4. Sogar ein LGBT-Komitee «Sonder-
rechte Nein» will keine Sonderrechte, 
die stigmatisieren.

Der Kantonsrat
Kantonale Politik      

Abstimmung mit Wahlen vom 9. Februar 2020 

 Meinungsbildung zur Mitbestimmung

Die Delegierten der EVP Schweiz fass-
ten an ihrer Versammlung in Wein-
felden Ende November mit 80 zu 19 
Stimmen bei 5 Enthaltungen

 

Sie will in die Verfassung schreiben, 
dass künftig 10 Prozent der neuge-
bauten Wohnungen gemeinnützig 
sein sollen. 			 

Die Volksinitiative «Mehr bezahlbare Wohnungen»

die Nein-Parole. Dies vor allem, weil 
sie den Gegenvorschlag des Bun-
desrates als geeigneter sieht.

Das "liebe" Geld

Anfangs Dezember 2019 wurde das 
Regierungsprogramm im Kantons-
rat diskutiert. Der Regierungsrat hat 
sich darin Gedanken gemacht, wel-
che Schwerpunkte für die nächs-
ten 4, respektive die nächsten 10 
Jahre zu setzen sind. Folgende fünf 
Schwerpunkte listet er auf: Woh-
nen, Bildung und Arbeit, Umwelt, 
Gesundheit und Gesellschaft.
Aus meiner Sicht ist dies sowohl ver-
nünftig als auch naheliegend. Sie 
passen zu unserem Kanton. Die in 
den Schwerpunkten definierten Zie-

le sind grundsätzlich ehrgeizig. Beim 
Lesen des Programms sehe ich positiv 
in die Zukunft und freue mich auf die 
Entwicklung unseres Kantons.

Die Umsetzung eines solchen Regie-
rungsprogramms kostet aber auch, 
und da entscheidet es sich, ob wir die 
gesetzten Ziele erreichen oder eben 
nicht. Wenn wir die Finanzen der let-
zen Jahre betrachten, hat sich ein 
kumuliertes Defizit von über CHF 40 
Millionen angehäuft. Mit Ausnahme 
des letzten Jahres konnte der Kanton 
keinen operativen Gewinn ausweisen. 
Im Aufgaben- und Finanzplan hat der 

Regierungsrat die Zukunft beschrie-
ben, sowie die Aufgaben und die 
dazugehörigen Finanzen definiert.  
Darin sind die Massnahmen aus dem 
Regierungsprogramm noch nicht dar-
in abgebildet.
Leider sieht es in Zukunft auch nicht 
nach grösseren operativen Gewinnen 
aus. Wie unser Kanton in 4 Jahren  aus-
sieht, hängt also stark von den Finan-
zen ab. Und damit  auch davon, ob wir 
bereit sind, auf das eine oder andere 
zu verzichten für eine gute Zukunft.

	         Balz Ruprecht, Kantonsrat EVP
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eg Die Wahlhilfe-Plattform hatte vor 
den Wahlen alle Kandidatinnen und 
Kandidaten zu verschiedenen The-
men befragt. Nun hat "Smartvote" 
die Antworten der Gewählten ausge-
wertet.

Gut möglich, dass zwischen Absicht 
und Abstimmungsverhalten noch 
beträchtliche Unterschiede auftau-
chen werden. Denn diese direkte 
Befragung erfolgte ja mehr im Sinne 
einer Absichtserklärung, meist ohne 
Einflussnahme der Lobbyarbeiter im 

senprojekt (Kreisel) verabschiedet. 
Inzwischen hat nun in Herisau die 
parlamentarische Kommission ihre 
Arbeit aufgenommen. Der Einwoh-
nerrat Herisau soll am 11. März zum 
Bauprojekt Stellung nehmen. Wenn 
alles wie geplant läuft, finden am 17. 
Mai dann auf kantonaler und kommu-
naler Ebene die Volksabstimmungen 
statt. Hier geht es dann um die beiden 
Kredite für die Bauvorhaben.

Das Komitee Pro Bahnhof Herisau, bei 
dem auch die EVP dabei ist, dankt der 

Blick nach Bern
Neustart mit alten Herausforderungen

Bundeshaus. 
Die Darstellung zeigt, dass es vie-
le Themen recht schwierig haben 
werden, die Mehrheit zu gewinnen. 
Oftmals liegt es aber auch an der 
Radikalität der Forderung oder an der 
Umsetzbarkeit. Das wird sich wohl 
auch mit dem neuen Parlament  kaum 
verändern. 

Bahnhof und Kreisel Herisau

ms Nach dem deutlichen JA der Heri-
sauer Bevölkerung zum Teilzonen-
plan hat am 2. Dezember auch der 
Kantonsrat einstimmig das Stras-

Marianne Streiff konnte mit einem Postulat beim Bundesrat punkten. Darin geht es um Pflegefachhkräfte mit einem 
Masterabschluss die gewisse Aufgaben von Ärzten übernehmen könnten. 
Weiter beteiligte sich die EVP aktiv an der Formulierung der Bedingung zur Auszahlung der Kohäsionsmilliarden und an 
einem Kompromissvorschlag betreffs der Kampfjetbeschaffung mit Gegengeschäften. Auch das Bestreben, dass sich 
Lobbyisten im Bundeshaus transparenter ausweisen müssen, entsprach dem Willen unserer EVP Nationalräten.

Herisauer Bevölkerung und dem Kan-
tonsrat für die sehr deutliche Zustim-
mung. Das Pro-Komitee wird für die 
bevorstehende Abstimmung wie-
der aktiv werden. Nach wie vor kann 
man und frau unter www.bahnhof-
herisau.ch Mitglied des Komitees 
werden und Informationen zum Pro-
jekt abrufen.

Der Nationalrat hat einem Massnah
menpaket zugestimmt, mit dem der 
Wechsel aus der Armee in den Zivil
dienst schwieriger gemacht werden 
soll. 
Der Nationalrat hiess die Vorlage 
mit 102 zu 92 Stimmen bei einer 
Enthaltung gut. Die EVP-Delegati-
on hatte zusammen mit dem lin-
ken Flügel und einer Minderheit der 
Mitte-Fraktion gar nicht erst darauf 
eintreten wollen. Ein entsprechen
der Antrag wurde aber sehr knapp 
abgelehnt.

Aus dem Einwohnerrat
Regionale Politik
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Zu guter Letzt       "Das Mass an erfolgreicher Kooperation bestimmt den Lauf der Geschichte, und der ist bisher 
sehr zu unseren Gunsten ausgefallen" schreibt Yuval Noah Hariri in seinem Buch "Homo Deus" (2017). Bei seinen 
Überlegungen, wohin die zunehmend religiöse Technologiegläubigkeit führt, ist er aber nicht sonderlich optimis-
tisch. Da ist der Mensch ein Auslaufmodell. Denn Hariri geht davon aus, dass Gott zunehmend für tot erklärt wird.	

Aktuelle Termine 
Kantonsratssitzungen:
30. März und 4. Mai,  2020
jeweils 8:15 Uhr 
Regierungsgebäude Herisau  

Einwohnerratssitzungen:

11. März,  2020      17:00 Uhr
Gemeindehaus Herisau 1. Stock

Abstimmungen:  
09. Februar 2020 
Eidg. Abstimmung

Eidgenössische Abstimmung:

09. Februar 2020
Volksinitiative "mehr bezahlbare 
Wohnungen"

"Änderung des Strafgesetzbu-
ches und des Militärstrafgeset-
zes" (Diskriminierungsgesetz)

unter www.evp-ar.ch/aktuellAus dem Vorstand

In den letzten Wochen waren neben den Nationalen Wahlen, bei denen die 
EVP ihre Sitzzahl im Nationalrat erhöhen konnte, vor allem kantonale und 
kommunale Themen anstehend.
Für das Obergericht wird der Vorschlag der überparteilichen Findungs-
kommission unterstützt.  Mit Janine Lanker, Speicher und Erwin Ganz, Lut-
zenberg, werden zwei bestens qualifizierte Personen für das Obergericht 
vorgeschlagen.
Der Vorstand ermuntert Mitglieder und Interessierte, am nationalen Fokus-
tag vom 1. Februar teilzunehmen und die Thematik ‚Ehe für alle‘ mitzudis-
kutieren (siehe auch Hinweis der EVP Schweiz).
Gerne weist der Vorstand bereits jetzt auf die Mitgliederversammlung vom 
18. April Vormittag hin. Die Informationen dazu sind ab ca. Mitte März auf 
der Homepage der EVP bereit. Die Informationen werden den Mitgliedern 
wie gewohnt zugestellt. Und wer (noch) nicht Mitglied ist: eine Anmeldung 
über Internet ist ganz einfach. Eine Mitgliedschaft ist auch ein Bekenntnis 
zu einer konstruktiven Politik auf christlicher Basis. Zudem kann der Vor-
stand nach wie vor Unterstützung gebrauchen. Interessierte melden sich 
beim Präsidenten.

Herzlich bedankt sich der Vorstand für die Unterstützung im Gebet und die 
vielen Spenden im vergangenen Jahr.

Mathias Steinhauer
Präsident EVP AR

PS: EHE FÜR ALLE – SO ENTSCHEI-
DET DIE EVP SCHWEIZ
Die Basis der EVP Schweiz ist beim 
Thema Öffnung der "Ehe für alle" 
heterogen. Die Geschäftsleitung 
hat deshalb ein innerparteiliches 
Vorgehen festgelegt, wie die EVP 
zu einem möglichst breit abge-
stützten Entscheid kommt.
Sie will das Thema "Ehe für alle" in 
den kommenden Monaten bis zur 
voraussichtlichen Volksabstim-
mung innerparteilich sauber und 
offen diskutieren.
Hierzu wird am 1. Februar 2020 
ein ausserordentlicher Fokustag 
einberufen, um das Pro und Con-
tra der Themen rund um die "Ehe 
für alle" mit allen Seiten offen und 
respektvoll zu diskutieren. Dieser 
Fokustag steht allen Mitgliedern 
offen. In einem zweiten Schritt 
wird eine Basisbefragung bei den 
Mitgliedern die Haltung der EVP 
klären.

Gott ist zwar unsichtbar, doch an seinen Werken, der Schöpfung, haben 
die Menschen seit jeher seine ewige Macht und göttliche Majestät sehen 
und erfahren können. Sie haben also keine Entschuldigung. Röm. 1.20

Politik biblisch argumentiert


